
Gegenstand der Rechtssache

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts erster Instanz
der Europäischen Gemeinschaften (Fünfte Kammer) vom 6.
September 2004 in der Rechtssache T-213/02 (SNF/Kommis-
sion), mit dem eine Klage auf Teilnichtigerklärung der Sechs-
undzwanzigsten Richtlinie 2002/34/EG der Kommission vom
15. April 2002 zur Anpassung der Anhänge II, III und VII der
Richtlinie 76/768/EWG des Rates zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über kosmetische Mittel an den
technischen Fortschritt (ABl. L 102, S. 19) für unzulässig erklärt
wird

Tenor des Beschlusses

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Die Rechtsmittelführerin trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 19 vom 22.1.2005.

Rechtsmittel, eingelegt am 9. Mai 2005 von Carlos Correia
de Matos gegen den Beschluss des Gerichts erster Instanz
(Erste Kammer) vom 23. Februar 2005 in der Rechtssache

T-454/04, Carlos Correia de Matos/Kommission

(Rechtssache C-200/05 P)

(2006/C 143/37)

Verfahrenssprache: Portugiesisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Carlos Correia de Matos (Prozessbevollmäch-
tigter: C. Correia de Matos)

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen
Gemeinschaften

Der Gerichtshof (Fünfte Kammer) hat mit Beschluss vom 16.
März 2006 das Rechtsmittel für unzulässig erklärt.

Rechtsmittel, eingelegt am 13. Januar 2006 von Les Édi-
tions Albert René SARL gegen das Urteil des Gerichts ers-
ter Instanz (Dritte Kammer) vom 27. Oktober 2005 in der
Rechtssache T-336/03: Les Éditions Albert René SARL/
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Mus-

ter und Modelle)

(Rechtssache C-16/06 P)

(2006/C 143/38)

Verfahrenssprache: Englisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: Les Éditions Albert René SARL (Prozessbe-
vollmächtigter: Rechtsanwalt J. Pagenberg)

Andere Verfahrensbeteiligte: Harmonisierungsamt für den Binnen-
markt (Marken, Muster und Modelle) und Orange A/S

Anträge

Die Rechtsmittelführerin beantragt,

— das Urteil des Gerichts erster Instanz vom 27. Oktober
2005 in der Rechtssache T-336/03 aufzuheben;

— die Entscheidung der Beschwerdekammer des HABM vom
14. Juli 2003 in der Sache R 559/2002-4 aufzuheben;

— die Anmeldung Nr. 671396 MOBILIX für alle von ihr
erfassten Waren und Dienstleistungen zurückzuweisen;

— dem HABM die Kosten der Verfahren vor dem Gericht ers-
ter Instanz und dem Gerichtshof aufzuerlegen.

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Die Rechtsmittelführerin macht geltend, dass das Urteil des
Gerichts erster Instanz gegen Artikel 63 der Verordnung
Nr. 40/94 sowie allgemeine Grundsätze des gemeinschaftlichen
Verwaltungs- und Prozessrechts verstoße, soweit im Gegensatz
zur angefochtenen Entscheidung der Beschwerdekammer fest-
gestellt worden sei, dass die kollidierenden Marken OBELIX und
MOBILIX nicht ähnlich seien, womit zu Ungunsten der Rechts-
mittelführerin eine Entscheidung über eine Frage getroffen wor-
den sei, die nicht ordnungsgemäß aufgeworfen worden sei und
damit außerhalb der Zuständigkeit des Gerichts erster Instanz
bei der Überprüfung von Entscheidungen der Beschwerde-
kammern des HABM in einem Fall wie dem vorliegenden gele-
gen habe.
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Weiter trägt die Rechtsmittelführerin vor, dass das Gericht ers-
ter Instanz, selbst wenn es berechtigt gewesen wäre, die Frage
der Ähnlichkeit der kollidierenden Marken zu Ungunsten der
Rechtsmittelführerin zu entscheiden, gegen Artikel 8 Absatz 1
Buchstabe b der Verordnung Nr. 40/94 verstoßen habe, indem
es bei der Feststellung, dass die in Konflikt stehenden Marken
OBELIX und MOBILIX nicht ähnlich seien, sowie bei der Fest-
stellung, dass einige der kollidierenden Waren und Dienstleis-
tungen ähnlich, andere dagegen nicht ähnlich seien, falsche
rechtliche Kriterien angewandt habe.

Darüber hinaus habe das Gericht erster Instanz durch seine
ablehnende Beurteilung des Vorbringens, dass die Marke OBE-
LIX bekannt sei und erhöhte Kennzeichnungskraft besitze,
gegen Artikel 74 der Verordnung Nr. 40/94 verstoßen.

Es habe ferner gegen Artikel 63 der Verordnung Nr. 40/94
sowie seine eigene Verfahrensordnung verstoßen, indem es den
Antrag der Rechtsmittelführerin, die angefochtene Entscheidung
der Beschwerdekammer wegen Nichtanwendung des Artikels 8
Absatz 5 der Verordnung Nr. 40/94 auf den vorliegenden Fall
aufzuheben, für unzulässig erklärt habe.

Das Gericht erster Instanz habe außerdem gegen die Artikel 44
und 48 seiner Verfahrensordnung verstoßen, weil es den in der
mündlichen Verhandlung hilfsweise gestellten Antrag, die Sache
an die Beschwerdekammer zurückzuverweisen, um es der
Rechtsmittelführerin zu erlauben, die Bekanntheit der Marke
OBELIX glaubhaft zu machen, für unzulässig erklärt habe.

Schließlich habe das Gericht erster Instanz Artikel 63 der Ver-
ordnung Nr. 40/94 und seine eigene Verfahrensordnung, insbe-
sondere deren Artikel 135 § 4, dadurch verletzt, dass es
bestimmte vor dem Gericht erster Instanz eingeführte Unterla-
gen für unzulässig erklärt habe.

Vorabentscheidungsersuchen des Østre Landsret (Däne-
mark) vom 16. März 2006 — Olicom A/S/Skatteministeriet

(Rechtssache C-142/06)

(2006/C 143/39)

Verfahrenssprache: Dänisch

Vorlegendes Gericht

Østre Landsret (Dänemark).

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Olicom A/S.

Beklagter: Skatteministeriet.

Vorlagefragen

1. Ist Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates
vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische
Nomenklatur in der Fassung der Verordnung (EWG)
Nr. 3009/95 des Rates dahin auszulegen, dass kombinierte
Netzwerk- und Modemkarten wie die, um die es im Aus-
gangsverfahren geht, nach dem 1. Januar 1996 als Datenver-
arbeitungsmaschinen in die Position 8471 oder als Kommu-
nikationsgeräte in die Position 8417 einzureihen sind?

Ist in diesem Zusammenhang der Begriff „eigene Funktion“
in Anmerkung 5 E zu Kapitel 84 in der Fassung der Verord-
nung Nr. 3009/95 dahin auszulegen, dass bei Vorliegen
einer WAN-Funktion eine Einreihung in eine andere Posi-
tion als die Position 8471 zu erfolgen hat, oder vielmehr
dahin, dass eine Einreihung einer Ware in eine andere Posi-
tion als die Position 8471 nur in Betracht kommt, soweit
die WAN-Funktion unabhängig von einer automatischen
Datenverarbeitungsmaschine bestehen kann?

2. Kommt es für den Fall, dass der Gerichtshof in der WAN-
Funktion der kombinierten Netzwerk- und Modemkarte eine
eigene Funktion sieht, für die Einreihung darauf an, dass als
Hauptfunktion der Ware die LAN-Funktion anzusehen ist?

Vorabentscheidungsersuchen der Commissione tributaria
di secondo grado Trient (Italien), eingereicht am 17. März
2006 — Fendt Italiana Srl/Agenzia Dogane Ufficio Dogane

di Trento

(Rechtssache C-145/06)

(2006/C 143/40)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Commissione tributaria di secondo grado Trient

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Fendt Italiana Srl

Beklagte: Agenzia Dogane Ufficio Dogane di Trento
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